
 
 

 

 
 
Aktuelle Informationen für unsere Mandanten 
 
 

im Juni 2025-Mü/fö 
 
 
 
 
 
 
 
Mandanten-Rundschreiben 04/2025 
 
Kindergeldanspruch während des Freiwilligen Wehrdienstes • Stif-
tungsregister • Gesellschafterdarlehen an eine vermögensverwaltende 
Personengesellschaft • Koalitionsvertrag: steuerliche Vorhaben 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Zentrum des Interesses steht aktuell der Koalitionsvertrag für die 21. Le-
gislaturperiode, der wichtige Vorhaben der Bundesregierung aufführt. Im 
steuerlichen Bereich sind etliche Änderungen geplant. Diese stellen wir in 
einer Sonderbeilage vor. 
 
Im Bereich der Unternehmensbesteuerung sind die angekündigten Maßnah-
men allerdings wenig ambitioniert. Nur punktuell sollen Unternehmen entlas-
tet und Investitionen gefördert werden. 
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Für alle Steuerpflichtigen 

1 Kindergeldanspruch während des Freiwilligen Wehrdienstes 

2 Stiftungsregister wird zum 1.1.2026 eingeführt 

 

Für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

3 Umzugskosten zum Zwecke der erstmaligen Einrichtung eines Arbeitszimmers nicht als Werbungskosten 
abzugsfähig 

4 Erleichterung für Grenzpendler: Deutschland und Niederlande einigen sich auf neue Homeoffice-Regelung 

5 Preisgeld für Wissenschaftler 

6 Höhere Pfändungsfreigrenzen für Arbeitseinkommen ab Juli 2025 

 

Für Unternehmer und Freiberufler 

7 Steuerliche Berücksichtigung von Anlaufverlusten bei Betriebsgründung 

8 Tätigkeit eines Kfz-Meisters als Kfz-Sachverständiger als ingenieurähnliche Tätigkeit 

9 Aktivierungsverbot für eine vom Schuldner bestrittene Forderung 

10 Rückstellung für Mehrsteuern nach einer Betriebsprüfung 

11 Incentive-Reisen und Shoppinggutscheine an Versicherungsvermittler sind abzugsfähige Betriebsausga-
ben 

12 Weiterbelastung von Verwaltungskosten innerhalb einer Unternehmensgruppe 

13 Umsatzsteuer auf Mitgliedsbeiträge an Fitnessstudios in Zeiten des Corona-Lockdowns 

14 Keine Differenzbesteuerung bei anteiligem Recht zum Vorsteuerabzug am Liefergegenstand 

15 Übertragung eines Unternehmens in Erbgang/Schenkung: Erstmalige Erklärung zur optionalen Vollver-
schonung von Betriebsvermögen im Rahmen eines Änderungsbescheids 

 

Für Personengesellschaften 

16 Verlustverrechnungsmöglichkeiten für Kommanditisten – Abgrenzung des maßgeblichen Kapitalkontos 

17 Beginn der Gewerbesteuerpflicht eines Einzelunternehmens oder einer Personengesellschaft 

18 Geschäftsleitende Holding-Personengesellschaft als Organträgerin 

 

Für Bezieher von Kapitaleinkünften 

19 Verfassungsmäßigkeit des Werbungskostenabzugsverbots bei Kapitaleinkünften 

 

Für Hauseigentümer 

20 Schuldzinsenabzug nach unentgeltlicher Übertragung eines Teils des Vermietungsobjektes 

21 Gesellschafterdarlehen an eine vermögensverwaltende Personengesellschaft 

22 Bis 2022 in Betrieb genommene Photovoltaikanlagen: Inanspruchnahme der umsatzsteuerlichen Kleinun-
ternehmerregelung prüfen 

23 Grundstückserwerb mit noch zu errichtendem Gebäude: Nachträgliche Sonderwünsche unterliegen i.d.R. 
der Grunderwerbsteuer 

24 Nachbesserungen des thüringischen Grundsteuergesetzes geplant 

 

Für GmbH-Gesellschafter und GmbH-Geschäftsführer 

25 Organschaft und atypisch stille Beteiligung 

26 Arbeitslohn für eine mehrjährige Geschäftsführertätigkeit nach Anteilsveräußerung 

27 Haftung einer GmbH für eine überhöht bescheinigte Einlagenrückgewähr 

28 Sogenannte gemischte Aufwendungen als verdeckte Gewinnausschüttungen 

29 Tantiemezahlungen an einen Minderheitsaktionär als verdeckte Gewinnausschüttungen 

 

Koalitionsvertrag für die 21. Legislaturperiode – Steuerpolitische Vorhaben 

30 Koalitionsvertrag als Handlungsrahmen für die Bundesregierung 

31 Für alle Steuerpflichtigen 

32 Ehrenamt und gemeinnützige Körperschaften 

33 Für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

34 Für Unternehmer und Freiberufler 

35 Für Hauseigentümer  
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Für alle Steuerpflichtigen 

1 Kindergeldanspruch während des Freiwilligen Wehrdienstes 

Ein Kindergeldanspruch für ein volljähriges Kind, das noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet hat, 

besteht nur dann, wenn ein besonderer Berücksichtigungsgrund vorliegt. So z.B., wenn sich das 

Kind noch in einer Berufsausbildung befindet oder eine Berufsausbildung mangels Ausbildungs-

platzes nicht beginnen oder fortsetzen kann. Im Streitfall schloss das Kind S seine Schulausbil-

dung im Sommer 2021 mit dem Abitur ab. Bereits zuvor hatte sich S bei der Bundeswehr für einen 

Freiwilligen Wehrdienst gem. § 58b des Gesetzes über die Rechtsstellung der Soldaten (Solda-

tengesetz) für den Einstellungstermin 1.10.2021 beworben. Dies teilte der Stpfl. der Familienkasse 

im Juni 2021 mit, beantragte Kindergeld und ergänzte, dass sein Sohn einen Studienplatz suche; 

die Tätigkeit bei der Bundeswehr diene der Überbrückung. Im Juli 2021 präzisierte S dies dahin-

gehend, dass er sich während des Wehrdienstes zwischen einer Offizierslaufbahn bei der Bun-

deswehr mit Studium und einem zivilen Studiengang entscheiden wolle. Hierauf setzte die Fami-

lienkasse Kindergeld für ein einen Ausbildungsplatz suchendes Kind fest. 

Sodann begann S die Grundausbildung bei der Bundeswehr. Für diesen Zeitraum zahlte die Fa-

milienkasse nun Kindergeld, wertete die Grundausbildung jedoch als Erstausbildung im kinder-

geldrechtlichen Sinne. Mit dem Ende der Grundausbildung hob die Familienkasse die Festsetzung 

des Kindergeldes auf. Der Stpfl. begehrte dagegen die Weiterzahlung von Kindergeld, da S ein 

Studium beginnen wollte und sich hierauf auch beworben hatte. Das Studium begann allerdings 

erst einige Monate nach Beendigung der Grundausbildung zum Wintersemester. 

Hierzu stellt der BFH nun mit Entscheidung vom 20.2.2025 (Az. III R 43/22) folgende Grundsätze 

fest, die über den entschiedenen Einzelfall hinaus von Bedeutung sind: 

– Der Freiwillige Wehrdienst ist – anders als etwa ein freiwilliges soziales oder ökologisches 

Jahr – kein Berücksichtigungstatbestand, der für sich genommen einen Kindergeldanspruch 

für ein volljähriges Kind begründen kann. Gleichwohl kann während der Zeit des Freiwilligen 

Wehrdienstes ein Kindergeldanspruch bestehen, wenn das Kind einen der im Gesetz genann-

ten Berücksichtigungstatbestände erfüllt, also etwa für einen Beruf ausgebildet wird oder eine 

Berufsausbildung mangels Ausbildungsplatzes nicht beginnen oder fortsetzen kann. 

– Die Beendigung der Grundausbildung im Rahmen des Freiwilligen Wehrdienstes führt nicht 

zu einem für den weiteren Kindergeldbezug ggf. schädlichen Abschluss einer erstmaligen Be-

rufsausbildung. Bei Berufssoldaten ist die Berufsausbildung mit der Bekanntgabe des Beste-

hens der jeweiligen Laufbahnprüfung abgeschlossen. Die Grundausbildung bei der Bundes-

wehr führt im Allgemeinen hingegen schon deshalb nicht zu einer abgeschlossenen Erstausbil-

dung, weil sie nicht mit einer Laufbahnprüfung endet. 

– Allerdings steht ein freiwilliger Wehrdienst dem Kindergeldanspruch nicht entgegen, wenn eine 

Berufsausbildung angestrebt wird. Denn auch nach dem Ende der Grundausbildung und 

trotz einer Erwerbstätigkeit des Kindes als Soldat mit einer regelmäßigen wöchentlichen Ar-

beitszeit von mehr als 20 Stunden kann ein Kindergeldanspruch bestehen, wenn das Kind – 

wie S im Streitfall – eine Berufsausbildung mangels Ausbildungsplatzes nicht beginnen oder 

fortsetzen kann. Die drei Monate dauernde Grundausbildung sei zwar Teil einer Ausbildung 

zum Offizier oder Unteroffizier. Ihre Beendigung führt jedoch nicht zu einem für den weiteren 

Kindergeldbezug ggf. schädlichen Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung. 

Handlungsempfehlung: 

Gerade das Merkmal der erstmaligen Berufsausbildung ist im Kindergeldrecht noch nicht abschließend ab-
gegrenzt, so dass sich in vielen Praxiskonstellationen noch Fragen ergeben. Daher sind solche Konstellati-
onen sehr sorgfältig zu prüfen und gegen ablehnende Kindergeldbescheide ist ggf. vorzugehen. 

2 Stiftungsregister wird zum 1.1.2026 eingeführt 

Zum 1.1.2026 wird ein bundeseinheitliches Stiftungsregister mit Publizitätswirkung eingeführt. Re-

gisterbehörde ist das Bundesamt für Justiz. Gesetzesgrundlage sind der am 1.1.2026 in Kraft 

tretende § 82b Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches und das Stiftungsregistergesetz. Alle 

rechtsfähigen Stiftungen des bürgerlichen Rechts in Deutschland sind verpflichtet, sich im bun-

desweiten Stiftungsregister eintragen zu lassen.  
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Dies gilt sowohl für neu gegründete als auch für bestehende Stiftungen. Bestehende Stiftungen 

müssen sich bis zum 31.12.2026 zur Eintragung in das Stiftungsregister angemeldet haben. 

Durch das Stiftungsregister wird die Transparenz über Stiftungen verbessert. Insbesondere wird 

den vertretungsberechtigten Organmitgliedern einer Stiftung der Nachweis ihrer organschaftlichen 

Vertretungsmacht erleichtert. Damit entfällt auch das Erfordernis, dass die Stiftungsbehörden der 

Länder zum Nachweis der Vertretungsmacht Vertreterbescheinigungen für Stiftungen ausstellen 

müssen. Aktuell führen lediglich die Stiftungsbehörden der einzelnen Bundesländer sogenannte 

Stiftungsverzeichnisse, die aber insoweit keine Publizitätswirkung haben. 

Das Stiftungsregister wird über eine Online-Plattform zugänglich sein. Die Nutzung der Online-

Plattform ist kostenlos und auch ohne vorherige Registrierung möglich. Insbesondere folgende 

Daten werden im Register veröffentlicht: 

– Grunddaten der Stiftung (Name, Sitz, Datum der Anerkennung, ggf. Zeitraum, für den die Stif-

tung gegründet wurde), 

– Angaben zu den Mitgliedern des Vorstands und deren Vertretungsmacht, 

– Angaben zu satzungsmäßigen Beschränkungen der Vertretungsmacht des Vorstands nach 

§ 84 Abs. 3 BGB, 

– Angaben zu den besonderen Vertretern und deren Vertretungsmacht. 

Bei der Anmeldung einzureichende Dokumente sind insbesondere: 

– Satzung, 

– Anerkennungsentscheidung der Stiftungsbehörde, 

– Dokumente über Bestellung der Vorstandsmitglieder (und besonderen Vertretern), 

– Dokumente über jede Änderung der Vertretungsberechtigten, 

– Satzungsänderungen: 

– vollständiger Wortlaut der geänderten Satzung, 

– Entscheidung der Stiftungsorgane, 

– Entscheidung der Stiftungsbehörde über die Satzungsänderung (Genehmigung, Anerken-

nung). 

Bei bestehenden Stiftungen gilt hinsichtlich der bis zum 31.12.2026 vorzunehmenden erstmaligen 

Anmeldung vereinfachend, dass Satzungsänderungen, die vor dem 1.1.2026 wirksam geworden 

sind, nicht gesondert anzumelden sind. Solche Satzungsänderungen sind vielmehr in der erstma-

ligen Anmeldung der Stiftung anzugeben und der Anmeldung ist ergänzend ein vollständiger Wort-

laut der geänderten Satzung beizufügen. 

Hinweis: 

Nach erfolgter Eintragung der Stiftung in das Stiftungsregister muss die Stiftung den Namenszusatz „e.S.“ 
(eingetragene Stiftung) bzw. „e.VS.“ (eingetragene Verbrauchsstiftung) tragen. Insoweit ist dann die Korres-
pondenz, aber z.B. auch die Internetpräsenz, anzupassen. 

Handlungsempfehlung: 

Auch wenn das Register zunächst noch eingerichtet werden muss und bestehende rechtsfähige Stiftungen 
die Daten erst bis zum 31.12.2026 zur Eintragung in das Register melden müssen, ist es ratsam, bereits jetzt 
die entsprechenden Daten zusammenzutragen. Vielfach sind die notwendigen Daten nicht oder nicht ohne 
Weiteres verfügbar und deren Beschaffung bedarf dann entsprechenden Vorlaufs. Zukünftig ist dann jede 
Änderung, also insbesondere Satzungsänderung und Änderung hinsichtlich der Vertretung zur Eintragung 
im Stiftungsregister, anzumelden. 
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Für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

3 Umzugskosten zum Zwecke der erstmaligen Einrichtung eines Arbeitszimmers nicht als 
Werbungskosten abzugsfähig 

Im Streitfall waren die zusammen zur Einkommensteuer veranlagten Ehegatten beide in einem 

Arbeitsverhältnis und übten ihre Tätigkeit zunehmend von der privat genutzten Wohnung aus. 

Diese bot hierzu allerdings keine ausreichenden Möglichkeiten. Auf Grund dieser von den Stpfl. 

als unbefriedigend empfundenen Wohn-/Arbeitssituation (z.B. war die Nutzung zweier großer Bild-

schirme am Esstisch nicht möglich) suchten sie ab April des Streitjahres nach einer größeren 

Wohnung. Im Mai des Streitjahres mieteten die Stpfl. eine ca. 110 m² große Fünf-Zimmer-Woh-

nung, in die sie im Juli des Streitjahres einzogen. Zwei Zimmer der neuen Wohnung statteten sie 

büromäßig aus und nutzten diese als häusliche Arbeitszimmer. 

In ihrer Einkommensteuererklärung für das Streitjahr machten die Stpfl. unter anderem Umzugs-

kosten i.H.v. 4 218 € als Werbungskosten bei ihren Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit gel-

tend. Der Umzug sei beruflich veranlasst, da er zu einer wesentlichen Erleichterung der Arbeits-

bedingungen der Stpfl. geführt habe. Denn in der neuen Wohnung verfüge jeder Ehegatte über 

ein eigenes Arbeitszimmer und könne deshalb zu Hause seiner beruflichen Tätigkeit ungestört 

nachgehen. 

Der BFH bestätigt nun aber mit Entscheidung vom 5.2.2025 (Az. VI R 3/23) die Auffassung des 

FA, nach der die Umzugskosten nicht als Werbungskosten abzugsfähig sind. Zwar können zu den 

Werbungskosten auch Aufwendungen für einen Umzug gehören. Dies aber nur dann, wenn die 

berufliche Tätigkeit des Stpfl. den entscheidenden Grund für den Wohnungswechsel darstellt und 

private Umstände hierfür eine allenfalls ganz untergeordnete Rolle spielen. Das Gebot der Rechts-

sicherheit verlangt zudem, dass sich dies anhand objektiver Umstände, die typischerweise auf 

eine berufliche Veranlassung des Umzugs schließen lassen, feststellen lässt. Eine derartige (ob-

jektivierte) berufliche Veranlassung wird von der Rechtsprechung beispielsweise anerkannt, wenn 

der Umzug die Folge eines Arbeitsplatzwechsels ist und die für die täglichen Fahrten zur Arbeits-

stätte benötigte Zeit sich durch den Umzug erheblich vermindert. Aber auch andere objektive 

Gründe für einen Umzug, wie z.B. der Auszug aus einer oder der Einzug in eine Dienstwohnung, 

können nach der Rechtsprechung für eine (nahezu ausschließliche) berufliche Veranlassung von 

Umzugskosten sprechen. 

Davon ausgehend ist aber eine nahezu ausschließliche berufliche Veranlassung des Umzugs in 

eine andere Wohnung zu verneinen, wenn in dieser Wohnung (erstmals) die Möglichkeit zur Ein-

richtung eines Arbeitszimmers besteht. Es fehle an einem objektiven Kriterium, welches nicht 

durch die private Wohnsituation jedenfalls mitveranlasst ist. Denn auch in einem solchen Fall ist 

wegen des natürlichen Bestrebens nach einer von individuellen Vorlieben geprägten Verbesse-

rung der Wohnqualität nicht mit der erforderlichen Sicherheit zu ermitteln, ob die Einrichtung des 

Arbeitszimmers Anlass oder nur Folge des Umzugs in die neue, u.U. größere Wohnung (anderen 

Zuschnitts) ist. 

Hinweis: 

Deutlich wird die nach wie vor restriktive Abgrenzung zu den Kosten der privaten Lebensführung. 

4 Erleichterung für Grenzpendler: Deutschland und Niederlande einigen sich auf neue 
Homeoffice-Regelung 

Das Doppelbesteuerungsabkommen zwischen Deutschland und den Niederlanden wird ange-

passt: Künftig sollen Grenzpendlerinnen und Grenzpendler bis zu 34 Tage im Jahr von zu Hause 

aus arbeiten können, ohne dass sich dadurch ihre steuerliche Situation ändert. 

Die nun angekündigte Änderung sieht vor, dass bis zu 34 Tage Homeoffice pro Jahr steuerlich so 

behandelt werden, als wären sie im Tätigkeitsstaat – also z.B. in den Niederlanden – erbracht 

worden. Damit entfällt für diese Tage eine doppelte Aufteilung des Einkommens zwischen den 

Staaten, was den administrativen Aufwand für die Betroffenen deutlich reduziert. 

Hinweis: 

Die neuen Regeln müssen noch von den jeweiligen nationalen Parlamenten bestätigt werden. 


